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Landrätliche Bekanntmachungen. 


Nr. 1. Polizei⸗Verordnung 
betreffend 
Maßregeln gegen die Einſchleppung der Cholera. 
Auf Grund der SS 137 ff. des Geſetzes über die all— 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und der 
§§ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung 


vom 11. März 1850 verordne ich im Anſchluß an meine 
Polizei-Verordnung vom 25. d. Mts. — Extra⸗Ausgabe 
des Amtsblatts vom 266 d. Mts. — und zwar, da die 


Regelung der Angelegenheit keinen Aufſchub zuläßt, vor 
Einholung der Zuſtimmung des Bezirks⸗Ausſchuſſes hiermit 
Folgendes: 

§ 1. In den an allen Ausflüſſen des Weichſelſtromes 
(Nogat, Weichſel-Haffkanal, Elbinger, Königsberger Weichſel 
und deren Verzweigungen) belegenen Gemeinden und Guts⸗ 
bezirken des Regierungsbezirks Danzig darf bis auf weiteres 
keine Leiche vor Beibringung einer von einem approbierten 
Arzte ausgeſtellten Beſcheinigung der Todesurſache beerdigt 
werden. Die Beſcheinigung darf nur auf Grund einer 
perſönlichen a a der Leiche durch den Arzt ausge 
ſtellt werden. 

§ 2. Perſonen, welche auf Flößen oder Schiffen auf 
jenen Flußläufen verſtorben ſind, dürfen nicht beerdigt werden, 
bevor die Todesurſache durch den beamteten Arzt feſtgeſtellt iſt. 

§ 3. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften werden 
mit Geldſtrafe bis zu 60 /, im Unvermögensfalle mit 
Haft geahndet. 

§ 4. Die Polizei⸗Verordnung tritt ſofort in Kraft. 

Danzig, den 29. Auguſt 1905. 

Der Regierungs-⸗Präſident. 
v. Jarotzky. 


Nr. 2. Bekanntmachung 
betreffend die Anzeigepflicht bei Choleraerkrankungen. 

Nachdem bei einem ruſſiſchen Flößer auf einem im 
Weichſelſtrom liegenden Floße die Erkrankung an aſiatiſcher 
Cholera feſtgeſtellt worden iſt, weiſe ich darauf hin, daß 
nach SS 1—3 des Reichsgeſetzes vom 30. Juni 1900 R. 
G. Bl. Seite 306 jede Erkrankung und jeder Todesfall an 
Cholera laſiatiſcher), ſowie jeder Fall, welcher den Verdacht 
dieſer Krankheit erweckt, der für den Aufenthaltsort des Er— 
krankten oder den Sterbeort zuſtändigen Polizeibehörde un⸗ 
verzüglich mündlich oder ſchriftlich anzuzeigen iſt. 

Wechſelt der Erkrankte den Aufenthaltsort, ſo iſt dies 
unverzüglich bei der Polizeibehörde des bisherigen und des 
neuen Aufenthaltsorts zur Anzeige zu bringen. 

Zur Anzeige ſind verpflichtet: 

1. der zugezogene Arzt, 
2. der Haushaltungsvorſtand, 


3. jede ſonſt mit der Behandlung oder Pflege des Er- 
krankten beſchäftigte Perſon, 

4. derjenige, in deſſen Wohnung oder Behauſung der Er- 
krankungs⸗ oder Todesfall ſich ereignet hat, 

5. der Leichenſchauer. 

Die Verpflichtung der unter Nr. 2 bis 5 genannten 
Perſonen tritt nur dann ein, wenn ein früher genannter 
Verpftichteter nicht vorhanden iſt. 

Für Krankheits- und Todesfälle, welche ſich in öffent— 
lichen Kranken-, Entbindungs⸗, Pflege-, Gefangenen und 
ähnlichen Anſtalten ereignen, iſt der Vorſteher der Anſtalt 
oder die von der zuſtändigen Stelle damit beauftragte 
Perſon ausſchließlich zur Erſtattung der Anzeige verpflichtet. 

Auf Schiffen oder Flößen gilt als der zur Erſtattung 
der Anzeige verpflichtete Haushaltungsvorſtand der Schiffer 
oder Floßführer oder deren Stellvertreter. Der Bundesrat 
iſt ermächtigt, Beſtimmungen darüber zu erlaſſen, an wen 
bei Krankheits- und Todesfällen, welche auf Schiffen oder 
Flößen vorkommen, die Anzeige zu erſtatten iſt. 

Die Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden gemäß 
§ 45 des Geſetzes mit Geldſtrafe von 10 bis 150 % oder 
mit Haft nicht unter einer Woche beſtraft. 

Danzig, den 29. Auguſt 1905. 

Der Regierungs-Präſident. 
v. Jarotzky. 


Polizei⸗ Verordnung 
betreffend 

das Baden und Schwemmen in dem Weichſelſtrom 

und in deſſen Ausflüſſen. 

Aufgrund der 8$ 137 ff. des Geſetzes über die allge 
meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und der 
SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 verordne ich im Anſchluſſe an meine 
Polizeiverordnung vom 25. d. Mts. — Extra-Ausgabe des 
Amtsblatts vom 26. d. Mts. — und zwar, da die Regelung 
der Angelegenheit keinen Aufſchub zuläßt, vor Einholung 
der Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes hiermit Folgendes: 

§ 1. Das Baden und Pferdeſchwemmen in dem 
Weichſelſtrome, einſchließlich der toten Weichſel und in den 
Ausflüſſen des Weichſelſtromes (Nogat, Elbinger, Königs— 
berger Weichſel und deren Verzweigungen) iſt bis auf 
weiteres verboten. 

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften 
werden mit Geldſtrafe bis zu 60 %, im Unvermögensfalle 
mit Haft geahndet. 

§ 3. Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 

Danzig, den 29. Auguſt 1905. 

Der Regierungs-Präſident. 
5 v. Jarotzky. 


Nr. 3. 


Marienburg, den 30. Auguſt 1905. 

Vorſtehendes wird hierdurch zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht. Die Ortsbehörden beauftrage ich, für die weiteſte 
Vekanntmachung der getroffenen Maßnahmen Sorge zu 
tragen und das Publikum vor dem Genuſſe des Waſſers 
aus den in den obigen Polizeiverordnungen genannten Fluß⸗ 
läufen, ſowie vor der Benutzung dieſes Waſſers in unge⸗ 
kochtem Zuſtande zu Wirtſchaftszwecken zu warnen. 

Wird ein Cholerafall oder ein Fall von choleraver⸗ 
dätiger Erkrankung der Ortspolizeibehörde gemeldet, ſo iſt 


die Meldung ohne jeden Verzug an den Kreisarzt ſchriftlich 


weiter zu geben. Gleichzeitig iſt letzterer telegraphiſch oder 
durch Fernſprecher To zu benachrichtigen, daß er ſich unver- 
züglich an Ort und Stelle begeben und den Kranken ohne 
Zeitverluſt auffinden kann. 

Die Polizeibehörde hat die Nachricht von dem Aus- 
bruche der Cholera oder dem Verdachte des Auftretens der 
Seuche nach der Feſtſtellung durch den beamteten Arzt ſtets 
ohne Verzug dem Herrn Regierungs-Präſidenten und mir 
telegraphiſch oder durch den Fernſprecher zu übermitteln. 


Druck von O. Halb, Marienburg. 


